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unverhältnismäßig und für
die Lehrerin als unzumutbar
erachtet. Er hat stattdessen
verlangt, dass für ein Verbot
eine konkrete Gefahr für die
Schutzgüter Schulfrieden und
Neutralität vorliegen muss.
Erst dann könne ein Verbot er-
folgen.

Wie groß ist der Einfluss des
Bundesverfassungsgerichts auf
die Politik und umgekehrt?

Schluckebier: Zunächst ist
es wichtig, sich klarzuma-
chen, dass wir uns unsere Ver-
fahren nicht aussuchen.
Wenn wir entscheiden, gibt es
immer einen Antragssteller,
der eine bestimmte Verfas-
sungsfrage an uns heranträgt.
Dann muss das Gericht ent-
scheiden, es kann sich dieser
Verantwortung nicht entzie-
hen. Zudem ist es so, dass dem
Bundesverfassungsgericht die
Norm- oder Gesetzesverwer-
fungskompetenz im Verhält-
nis zum demokratisch legiti-
mierten Gesetzgeber durch
die Verfassung aufgetragen
ist. Das ist in unserem demo-
kratischen Verfassungsstaat
mit seinem System von

sationsgrad relativ gering ist
und auch dort, wo sie in eini-
gen wenigen sozialen Räu-
men, etwa in bestimmten Ge-
meinden Dominanzansprü-
che erhebt, das nicht von rele-
vantem Umfang ist. Soweit es
um Einschüchterungsverhal-
ten einzelner Anhänger und
Mitglieder gehe, sei es zu-
nächst Aufgabe des repressi-
ven Polizeirechts und der
Strafverfolgung, darauf zu rea-
gieren.

Das Gericht hat also im NPD-
Verbotsverfahren neue
Maßstäbe angesetzt?

Schluckebier: Es ist eine
Fortentwicklung des älteren
Maßstabes, der noch aus der
frühen Zeit des Bundesverfas-
sungsgerichtes stammt, als
die Sozialistische Reichspartei
(1952) und die KPD (1956) ver-
boten wurden. Damals hatte
man diese Anforderungen so
noch nicht formuliert.

Beteiligt waren Sie aber im
so genannten „Kopftuch-Ver-
fahren“. Dabei ging es darum,
ob einer angehenden muslimi-
schen Lehrerin die Einstellung
in den Schuldienst verweigert
werden darf, weil sie beabsich-
tigt, ein muslimisch motivier-
tes Kopftuch in der Schule und
während des Unterrichts zu
tragen. Wann wird ein Klei-
dungsstück zu einem State-
ment gegen das Grundgesetz?

Schluckebier: Es wird
nicht zu einem Statement ge-
gen die Verfassung. Im Kopf-
tuchverfahren ging es darum,
dass eine Lehrkraft sich auf
ihr Grundrecht auf Glaubens-
freiheit berufen hat und sie
der Glaubensregel folgen woll-
te, ihr Haupt zu bedecken. Auf
der anderen Seite standen die
Grundrechte der Eltern und
Schüler: die sogenannte nega-
tive Glaubensfreiheit Anders-
gläubiger und das Grundrecht
der Eltern, über die Erziehung
ihrer Kinder auch in Glau-
bensdingen selbst zu bestim-
men. Hinzu kam der ebenfalls
in unserem Grundrechtekata-
log verankerte staatliche Er-
ziehungsauftrag, der der Neu-
tralität verpflichtet ist. Es be-
stand also ein multipolares
Grundrechtsverhältnis, in
dem letztlich eine Abwä-
gungsentscheidung zu treffen
war, um diese gegenläufigen
Positionen in eine praktische
Konkordanz, in einen Aus-
gleich zu bringen. Hier hat der
Senat das absolute Verbot äu-
ßerer religiöser Bekundungen
durch das Tragen religiös kon-
notierter Bekleidung schon
bei einer nur abstrakten Ge-
fahr für den Schulfrieden und
die staatliche Neutralität für

V O N L U T Z B E N S E L E R

KORBACH. An der „ALS-Aka-
demie“ der Alten Landesschu-
le hat er vergangene Woche
Schülern Rede und Antwort
gestanden, im anschließen-
den Interview mit der WLZ
sprach Verfassungsrichter Dr.
Wilhelm Schluckebier zum
NPD-Verbotsverfahren, zum
Grundrecht auf Glaubensfrei-
heit und zum Spannungsver-
hältnis zwischen Politik und
Verfassung in aller Welt.

Das Bundesverfassungsge-
richt hat die Entscheidung im
NPD-Verbotsverfahren so be-
gründet: Es hält die rechtsradi-
kale Partei zwar für „wesens-
verwandt“ mit dem National-
sozialismus. Sie sei aber poli-
tisch zu unbedeutend und da-
rum keine Gefahr für die Demo-
kratie. Warum konnte die NPD
nicht verboten werden?

Wilhelm Schluckebier:
Vorweg: Ich war an der Ent-
scheidung des NPD-Verbots-
verfahrens nicht beteiligt,
weil ich dem anderen, dem
Ersten Senat angehöre. Die
Entscheidung war davon mit-
bestimmt, dass der Zweite Se-
nat die Rechtsprechung des
Europäischen Gerichtshofes
für Menschenrechte aufge-
nommen hat. Demnach setzt
ein Parteiverbot voraus, dass
die betroffene Partei nach ih-
ren Wirkungsmöglichkeiten
so stark ist, dass sie das Poten-
zial hat, die freiheitliche de-
mokratische Grundordnung
zu beeinträchtigen oder zu be-
seitigen. Der Zweite Senat hat
das verneint und darauf abge-
stellt, dass die NPD über Jahr-
zehnte hinweg niemals wirk-
lich stark in den Parlamenten
vertreten war, dass ihr Organi-

„Suchen uns Verfahren nicht aus“
Montagsinterview: Wilhelm Schluckebier zum gescheiterten NPD-Verbot und zum Verhältnis zur Politik

„checks and balances“ so an-
gelegt, weil natürlich auch der
Gesetzgeber gehalten ist, sich
bei seiner Gesetzgebung an
die Verfassung zu halten. In
Einzelfällen kann es also zu ei-
ner Situation kommen, wenn
eine Norm in Teilen oder ganz
als verfassungswidrig erklärt
werden muss, die beim Ge-
setzgeber natürlich nicht die
helle Freude hervorruft. Die-
ser Spannungsbogen ist dem
Bundesverfassungsgericht so-
zusagen mit in die Wiege ge-
legt. Allerdings ist die Zahl der
beanstandeten Normen im
Vergleich zu der Zahl der Ver-
fahren, in denen wir Normen
zu prüfen haben, denkbar ge-
ring. Rein statistisch gesehen
kommt die Gesetzesbeanstan-
dung nur selten vor.

Der Einfluss der Politik auf
das Gericht beschränkt sich
darauf, dass Bundestag und
Bundesrat mit Zwei-Drittel-
Mehrheit die Richter für eine
regelmäßige Amtszeit von
zwölf Jahren wählen und die
politischen Organe in wichti-
gen Verfahren ihre Stellung-
nahme zu den jeweiligen Ver-
fahrensgegenständen abge-

ben. Unbotmäßige Einfluss-
nahmeversuche auf Entschei-
dungen habe ich nie erlebt.

In vielen Ländern ist das Ver-
hältnis zwischen Politik und
Verfassung angespannt: Do-
nald Trump sorgt in den USA
mit seinen Dekreten für Aufre-
gung, Recep Erdogan will mit
seiner Verfassungsreform in
der Türkei mehr Macht erlan-
gen.

Schluckebier: Wir beob-
achten vornehmlich die Situa-
tion in unserer Nachbarschaft,
in Polen, Ungarn und auch in
der Türkei, zumal wir uns mit
den Kolleginnen und Kollegen
dort auch immer wieder aus-
tauschen. Die Lage kann man
mit einer gewissen Sorge be-
trachten, aber es ist nicht Auf-
gabe des Bundesverfassungs-
gerichts, das öffentlich zu
kommentieren. Unsere Ein-
flussmöglichkeiten sind inso-
weit begrenzt. In diesem Rah-
men versuchen wir allerdings,
für die Bewahrung einer Ver-
fassungsgerichtsbarkeit zu
werben und einzutreten, die
rechtsstaatlichen Standards
entspricht.

Der gebürtige Adorfer Dr. Wilhelm Schluckebier (67) ist Richter am Bundesverfassungsgericht in
Karlsruhe. Foto: Lutz Benseler

Zur Person

WILHELM SCHLUCKEBIER kam 1949
in Adorf zur Welt. Sein Abitur
legte er 1969 an der Alten Lan-
desschule in Korbach ab. 1978
trat er in den höheren Justiz-
dienst des Landes Hessen ein
und wurde 1981 zum Richter am
Amtsgericht ernannt. Nach ver-
schiedenen Stationen wurde
Schluckebier an das Bundes-
kanzleramt unter Helmut Kohl
abgeordnet, wo er 1988/1989
im Referat Verwaltung und
Recht als Referent für verfas-
sungsrechtliche Fragen beschäf-
tigt war. 1995 wurde er Bundes-
anwalt, 1999 Richter am Bun-
desgerichtshof. Seit 2006 ist er
Richter des Bundesverfassungs-
gerichts in Karlsruhe, seine
Amtszeit endet im November
2017. Schluckebier ist verheira-
tet und hat zwei Kinder. (lb)

WIR GRATULIEREN

Bad Wildungen:
Marie Scholl, 85 Jahre;
Günter Zinn, 80 Jahre
Dehringhausen:
Elisabeth Werner, 75 Jahre
Gellershausen:
Ernst Wanda, 81 Jahre;
Friedhelm Barth, 75 Jahre
Goldhausen:
Emilie Vahland, 94 Jahre
Münden:
Friedrich Brand, 93 Jahre
Reinhardshausen:
Günter Fleischhut, 90 Jahre
Volkmarsen:
Renate Scherb, 75 Jahre
Wrexen:
Maria Zimmermann, 85 Jahre

Städte und Gemeinden teilen
uns die Ehrentage nur noch
eingeschränkt mit (Geburtsta-
ge zum 70., 75., 80. Lebensjahr
usw. und Ehejubiläen ab gol-
dener Hochzeit). Falls Ehrenta-
ge darüber hinaus veröffent-
licht werden sollen, können
Angehörige oder Jubilare das
Redaktionssekretariat infor-
mieren (Telefon: 05631/
560150).

und Kormorane jagen Fische,
deren Nachwuchs zur Zeit
reichlich im See vorhanden
ist. Zuletzt war nur noch eine
Wasserfläche am Einlauf zum
See unterhalb der Bundesstra-
ße offen. Dort konzentrierten
sich die Wasservögel zum
Überleben. Auch mehrere Sil-
berreiher, die nur das Winter-
halbjahr in Deutschland ver-
bringen, hatten sich hier im
Flachwasser eingefunden, wo
sich viele Kleinfische im Kraut
verstecken.

Die milden Temperaturen
der letzten Woche haben die
Situation für die Wasservögel
wieder deutlich entspannt, die
härteste Zeit des Winters dürf-
te überstanden sein.

V O N D I E T E R B A R K

TWISTESEE. Eisige Tempera-
turen hatten im Januar und
Anfang Februar den Twistesee
weitgehend zufrieren lassen.
Geblieben waren zunächst
nur einige wenige offene Was-
serflächen in den Uferzonen
gegenüber Wetterburg.

Dicht gedrängt sitzen dort
Hunderte von Stock- und
Krickenten, Nilgänse und eini-
ge seltene Arten wie die Pfeif-
enten, die in der Unterwasser-
krautflora ihre Nahrung fin-
den. Dazwischen tauchen Rei-
herenten und seltene Schell-
enten aus dem Norden bis auf
den Seegrund nach Muscheln
und Krebstieren. Silberreiher

Winter am See
Gedränge auf den freien Wasserflächen

Der Platz im offenen Wasser ist eng: Am Twistesee-Ufer bei Wetterburg drängen sich neben den heimischen Vögeln auch seltene Gäste
wie Pfeifenenten, Silberreiher, Reiherenten und Schellenten (von links oben nach rechts unten). Fotos: Dieter Bark

Schon gehört

Probier-Service
mag nicht jeder
V O N P H I L I P P D A U M

D ann kosten Sie doch
einfach mal, bei uns
dürfen Sie schließlich

alles probieren“, sagte die
nette Verkäuferin an der
Wurst- und Käsetheke kürz-
lich zu mir, als ich mal wie-
der überhaupt nicht wusste,
was ich für den Abendbrot-
tisch daheim so alles mit-
bringen sollte.

Gesagt getan: Ich zog das
Stück Käse von dem großen
Messer, mit dem die Dame
gerade das Objekt meiner Be-
gierde ein paar Millimeter
kleiner gemacht hatte. Doch
damit nicht genug: Bei der
Vielzahl an Wurstwaren
wollte ich dann auch nicht
das Schwein im Sack kaufen
und probierte die eine und
andere Leckerei – wie ange-
boten – aus. Warum auch
nicht? Als Kunde ist man
schließlich gerne König – vor
allem in der weiten Welt der
Kulinarik. Außerdem geht
probieren bekanntlich über
studieren.

Als ich dann allerdings so
manchen verärgerten Blick
von wartenden Menschen in
der Schlange erntete, sagte
ich ganz schnell zu der Ver-
käuferin: „Danke, das wäre
es dann auch für heute.“

Tja, dieser wunderbare
Probier-Service schmeckt
eben doch nicht jedem.
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